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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. Juni
2015 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Erstattung der Kosten fÃ¼r stationÃ¤r
vorgenommene Liposuktionsbehandlungen.

Die 1954 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten versichert. Mit Schreiben vom
21. November 2011, eingegangen am 22. November 2011, beantragte sie bei der
Beklagten die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine in der H-Klinik L vorzunehmende
Operation zur Behandlung ihrer LipÃ¶deme. Die KlÃ¤gerin legte (u.a.)
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KostenvoranschlÃ¤ge und eine fachÃ¤rztliche gutachterliche Stellungnahme aus der
H-Klinik in L vor, welche zur Therapie der LipÃ¶deme eine operative kurzstationÃ¤re
Liposuktionsbehandlung anriet, bei der es sich um eine den Leitlinien der Deutschen
Gesellschaft fÃ¼r Phlebologie entsprechende medizinische Therapie handele.

Die Beklagte befragte den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK).
Dieser befand in seinem Gutachten vom 3. Februar 2012, dass bei der KlÃ¤gerin ein
LipÃ¶dem vorliegen wÃ¼rde. Ob diesem Krankheitswert zukomme, sei unerheblich.
Die gesetzliche Krankenversicherung dÃ¼rfe nur Leistungen Ã¼bernehmen, wenn
die Wirksamkeit der Methode wissenschaftlich belegt sei, Die Sozialmedizinische
Expertengruppe 7 habe sich mit der Frage befasst, ob die Liposuktion als
Behandlungsmethode bei LipÃ¶demen geeignet sei. Da sich aus der Literatur keine
Hinweise fÃ¼r den Nutzen der Methode ableiten lassen wÃ¼rden, bestehe
grundsÃ¤tzlich keine Leistungspflicht.

Durch Bescheid vom 13. Februar 2012 lehnte die Beklagte den Antrag auf
KostenÃ¼bernahme einer Liposuktion ab. Es sei bisher nicht eindeutig belegt, dass
eine Liposuktion bei LipÃ¶demen zu einer Linderung bzw. positiven Beeinflussung
des Krankheitsverlaufs fÃ¼hre. Dementsprechend sei die Behandlungsmethode
nicht zugelassen.

Die KlÃ¤gerin erhob am 14. MÃ¤rz 2012 Widerspruch. Sie legte medizinische
Stellungnahmen aus der Hanse-Klinik und Publikationen vor, die nach Auskunft ihrer
behandelnden Ã�rzte von der Sozialmedizinischen Expertengruppe nicht
berÃ¼cksichtigt worden seien. Sie habe einen hohen Leidensdruck. Eine
amtsÃ¤rztliche Stellungnahme bestÃ¤tige die medizinische Notwendigkeit einer
Liposuktionsbehandlung. Seit Ende Dezember 2011 nehme sie an einem Optifast-
Programm teil und habe eine Gewichtsreduktion von 20 kg erreicht. Die Beklagte
finanziere teure Lymphdrainagen und KompressionsstrÃ¼mpfe.

Die Beklagte befragte erneut den MDK. Dieser blieb in seinem unter Beachtung der
von der KlÃ¤gerin vorgelegten medizinischen Unterlagen erstelltem Gutachten vom
11. April 2012 bei seiner ablehnenden EinschÃ¤tzung. Die von Seiten der Hanse-
Klinik fÃ¼r den Eingriff vorgetragene Argumentation sei zwar nachvollziehbar. Die
verfÃ¼gbare Datenlage und die individuelle Situation der KlÃ¤gerin erlaubten aus
sozialmedizinischer Sicht aber keine BefÃ¼rwortung der KostenÃ¼bernahme.
Empfohlen werde eine ambulante vertragsÃ¤rztliche Behandlung durch einen
Facharzt fÃ¼r Phlebologie oder einen Facharzt fÃ¼r Physikalische und
Rehabilitative Medizin. Es stehe eine Entstauungstherapie mit Hautpflege sowie
eine Gewichtsreduktion zur VerfÃ¼gung.

Durch Widerspruchsbescheid vom 8. Oktober 2012, zugegangen am 11. Oktober
2012, wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Der Leistungsantrag mÃ¼sse
bereits deswegen abgelehnt werden, weil die H-Klinik kein zugelassenes
Krankenhaus sei. Es liege weiter keine medizinische Indikation zur operativen
Intervention vor. Auch wenn der bestehende Zustand die LebensqualitÃ¤t
beeintrÃ¤chtige und schmerzhaft sei gebe es noch andere
BehandlungsmÃ¶glichkeiten. Dem Antrag sei nicht eindeutig zu entnehmen, ob eine
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ambulante oder stationÃ¤re Behandlung gewÃ¼nscht werde. FÃ¼r die Ã�bernahme
als ambulante BehandIung fehle die positive Bewertung der Behandlungsmethode
durch den Gemeinsamen Bundesausschuss. Im Bereich der stationÃ¤ren
Versorgung fehle der Nachweis der medizinischen Notwendigkeit. Auf einen
Wirtschaftlichkeitsvergleich komme es nicht an. FÃ¼r die Ã�bernahme einer
stationÃ¤ren Behandlung fehle auch die erforderliche Verordnung von
Krankenhausbehandlung. Eventuell bereits entstandene Kosten kÃ¶nnten nicht
erstattet werden, da es keinen entsprechenden Sachleistungsanspruch gebe.

Die KlÃ¤gerin lieÃ� am 24. Juli 2012, 2. Oktober 2012 und 8. November 2012
Liposuktionsbehandlungen in der H-Klinik L vornehmen. DafÃ¼r wurden ihr von der
Klinik insgesamt 13.390,00 EUR in Rechnung gestellt.

Mit der am 10. November 2012 bei dem Sozialgericht Berlin eingegangenen Klage
begehrt die KlÃ¤gerin die Verurteilung der Beklagten zur Kostenerstattung. Die
Behandlung des extremen LipÃ¶dems durch Liposuktion sei medizinisch notwendig
gewesen. Durch Ã¤rztliche Stellungnahmen sei bereits im Vorverfahren das
Vorliegen eines LipÃ¶dems in hÃ¶chsten Stadium III nachgewiesen worden. Die
nicht operativen Behandlungsmethoden seien bereits ausgeschÃ¶pft gewesen. Die
Rechtslage zu Liposuktionsbehandlungen sei auÃ�erordentlich umstritten.

Das Sozialgericht hat die Klage durch Urteil vom 30. Juni 2015 abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf eine Kostenerstattung. Bei den drei
Liposuktionssitzungen habe es sich nicht um unaufschiebbare Leistungen
gehandelt. Die Beklagte habe die beantragte KostenÃ¼bernahme auch nicht zu
Unrecht abgelehnt. Zwar liege bei der KlÃ¤gerin eine Krankheit im Sinne des
Krankenversicherungsrechts vor. Sie habe vor der Behandlung an einem LipÃ¶dem
Grad III gelitten. Nach der aktuellen Rechtslage falle die begehrte Liposuktion aber
nicht in das Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenkassen (Hinweis u.a. auf
BSG v. 16. Dezember 2008 â�� B 1 KR 11/08 R). Es reiche nicht aus, dass eine
Behandlungsmethode den Regeln der Ã¤rztlichen Kunst entspreche, wenn sie noch
nicht in den Leistungskatalog aufgenommen worden sei. Auch sei die
Erforderlichkeit der Krankenhausbehandlung hier nicht ohne weiteres erkennbar,
fÃ¼r die Kammer aber immerhin nachvollziehbar. Die Liposuktion habe indessen
nicht den QualitÃ¤tsanforderungen des SGB V entsprochen und sei auch nicht in
einem Vertragskrankenhaus vorgenommen worden. Die Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung mÃ¼ssten dem allgemein anerkannten Stand
der medizinischen Erkenntnisse entsprechen. Die Finanzierung der medizinischen
Forschung sei nicht Aufgabe der Krankenkassen. Einzige Ausnahme sei die
DurchfÃ¼hrung medizinischer Studien, die hier aber nicht in Betracht komme. Auch
im stationÃ¤ren Bereich sei nicht ausreichend, dass der Gemeinsame
Bundesausschuss noch kein Negativvotum zu der in Frage stehenden
Behandlungsmethode abgegeben habe. Die MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r die Beurteilung einer
Behandlungsmethode seien im stationÃ¤ren und ambulanten Bereich im
Wesentlichen dieselben. Zur QualitÃ¤t und Wirksamkeit der Liposuktion gebe es
aktuell keine zuverlÃ¤ssigen wissenschaftlich nachprÃ¼fbaren Aussagen. Das
ergebe sich aus dem Grundsatzgutachten des MDK vom 6. Oktober 2011.
Zwischenzeitlich eingetretene wesentliche Ã�nderungen kÃ¶nne die Kammer nicht
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erkennen. Auch der Umstand, dass der Gemeinsame Bundesausschuss am 22. Mai
2014 die Einleitung eines Bewertungsverfahrens beschlossen habe, Ã¤ndere nichts.
Die Expertengruppe 7 des MDK habe Ã¼berzeugend dargelegt, dass die zwei
zwischenzeitlich bekannt gewordenen weiteren Studien erhebliche MÃ¤ngel
hÃ¤tten. Soweit das Sozialgericht Dresden in seinem Urteil vom 13. MÃ¤rz 2015 â��
S 47 KR 541/11 die gegebene Studienlage fÃ¼r ausreichend gehalten habe, kÃ¶nne
die Kammer dem nicht folgen. Auch unter dem Gesichtspunkt eines
Systemversagens ergebe sich kein Anspruch auf KostenÃ¼bernahme. Der
Gemeinsame Bundesausschuss habe am 22. Mai 2014 den Beschluss gefasst, ein
Beratungsverfahren bezÃ¼glich der Liposuktion einzuleiten. Anhaltspunkte fÃ¼r
eine verzÃ¶gerte Bearbeitung seien nicht ersichtlich. Dem Anspruch auf
Kostenerstattung stehe auch entgegen, dass die Behandlung nicht in einem
Vertragskrankenhaus durchgefÃ¼hrt worden sei. Eine Notfallbehandlung habe nicht
vorgelegen. Es komme auch nicht darauf an, dass die Beklagte nicht zeitnah auf die
Notwendigkeit hingewiesen habe, die Behandlung in einem Vertragskrankenhaus
vornehmen zu lassen. Ein sozialrechtlicher Herstellungsanspruch scheide aus, da
die KlÃ¤gerin auch bei Vornahme der Behandlung in einem Vertragskrankenhaus
keinen Kostenerstattungsanspruch gehabt hÃ¤tte.

Gegen das ihr am 17. Juli 2015 zugestellte Urteil richtet sich die am 16. August
2015 bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg eingegangene Berufung der
KlÃ¤gerin. Sie verweist auf ihr Vorbringen vor dem Sozialgericht und das Urteil des
SG Dresden vom 13. MÃ¤rz 2015 â�� S 47 KR 541/11. Das dauerhaft gute Ergebnis
der Behandlung kÃ¶nne durch einen SachverstÃ¤ndigen bestÃ¤tigt werden.
Angesichts der anfÃ¤nglich fehlenden Hinweise der Beklagten sei der vÃ¶llige
Ausschluss der KostenÃ¼bernahme vÃ¶llig unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. In einer
Vertragsklinik wÃ¤ren Ã¤hnliche Kosten fÃ¼r die Behandlung entstanden. Der
nachtrÃ¤gliche Hinweis auf die Behandlung in einer Nicht-Vertragsklinik sei
rechtsmissbrÃ¤uchlich. Die KlÃ¤gerin dÃ¼rfe nicht auf die Behandlung in einer
Vertragsklinik verwiesen werden, nachdem die Leistung an sich zu Unrecht
abgelehnt worden sei. Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. Juni 2015 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 13. Februar 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8.
Oktober 2012 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, die Kosten fÃ¼r die am
24. Juli, 2. Oktober und 8. November 2012 stationÃ¤r durchgefÃ¼hrte Liposuktionen
in HÃ¶he von 13.390,00 EUR nebst 4 Prozent Zinsen seit dem 1. Dezember 2012 zu
erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf das mit der Berufung angegriffene Urteil. Der Anspruch auf
Kostenerstattung reiche nicht weiter als ein entsprechender Sachleistungsanspruch.
Die von der KlÃ¤gerin aufgesuchte Klinik sei kein zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung zugelassenes Krankenhaus gewesen. Nach der Ã¼bereinstimmenden
hÃ¶chstrichterlichen und obergerichtlichen Rechtsprechung falle eine Liposuktion
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zur Beseitigung von Fettansammlungen im Bereich der ExtremitÃ¤ten nicht in das
Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenkassen. Ein Versicherter habe nur
Anspruch auf Behandlungen, die zweckmÃ¤Ã�ig und wirtschaftlich seien und deren
QualitÃ¤t und Wirksamkeit dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen
Erkenntnisse entspreche. Das Sozialgericht habe zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass dies
bezÃ¼glich der Liposuktion nicht der Fall sei.

Das Verfahren ist durch Beschluss des Senats vom 7. MÃ¤rz 2017 im Hinblick auf zu
erwartende Rechtsprechung des BSG zum Ruhen gebracht worden. Nach
Wiederaufnahme des Verfahrens ist die KlÃ¤gerin darauf hingewiesen worden, dass
die Berufung durch Beschluss zurÃ¼ckgewiesen werden kann, wenn der Senat sie
einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung fÃ¼r nicht
erforderlich hÃ¤lt.

FÃ¼r die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die
vorgelegen haben und Gegenstand der Beratung gewesen sind.

II.

Nach Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) konnte der Senat die Berufung durch
Beschluss zurÃ¼ckweisen. Er hÃ¤lt sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung fÃ¼r nicht erforderlich. Die Beteiligten sind zu dieser
Verfahrensweise angehÃ¶rt worden.

Die zulÃ¤ssige Berufung hat keinen Erfolg. Das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
30. Juni 2015 ist in der Sache zutreffend. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
Erstattung der ihr fÃ¼r durchgefÃ¼hrte Liposuktionen entstandenen Kosten in
HÃ¶he von 13.390,00 EUR.

Ein Anspruch auf Kostenerstattung kann sich zunÃ¤chst nicht aus Â§ 13 Abs. 3a SGB
V ergeben. Nach dieser mit Wirkung vom 26. Februar 2013 eingefÃ¼hrten
Vorschrift hat die Krankenkasse Ã¼ber einen Antrag zÃ¼gig, spÃ¤testens bis zum
Ablauf von drei Wochen nach Antragseingang, oder in FÃ¤llen, in denen eine
gutachterliche Stellungnahme eingeholt wird, innerhalb von fÃ¼nf Wochen nach
Antragseingang zu entscheiden. Erfolgt das nicht und wird dem
Leistungsberechtigten dafÃ¼r kein hinreichender Grund mitgeteilt, gilt die Leistung
nach Ablauf der Frist als genehmigt. Beschafft sich der Leistungsberechtigte die
Leistung nach Ablauf der Frist selbst, ist die Krankenkasse ihm zur Erstattung der
daraus entstehenden Kosten verpflichtet. Die Beklagte hat vorliegend zwar Ã¼ber
den bei ihr am 22. November 2011 eingegangenen Antrag erst am 13. Februar 2012
und damit nicht innerhalb von fÃ¼nf Wochen entschieden. Die Vorschrift des Â§ 13
Abs. 3a SGB V findet hier aber noch keine Anwendung, weil der Antrag schon am
22. November 2011 gestellt worden ist und damit ebenso wie die Ablehnung vom
13. Februar 2012 noch in der Zeit vor dem Inkrafttreten liegt.

Ein Anspruch auf Kostenerstattung ergibt sich auch nicht aus Â§ 13 Abs. 3 SGB V.
Nach dieser Vorschrift hat ein Versicherter Anspruch auf Kostenerstattung, wenn
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seine Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbracht oder
eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat und dadurch dem Versicherten fÃ¼r die
selbstbeschaffte Leistung Kosten entstanden sind. Bei den von der KlÃ¤gerin in
Anspruch genommenen Operationen hat es sich nicht um unaufschiebbare
Leistungen gehandelt. Unaufschiebbarkeit liegt vor, wenn die beantragte Leistung
im Zeitpunkt ihrer tatsÃ¤chlichen Erbringung so dringlich ist, dass aus
medizinischer Sicht keine MÃ¶glichkeit eines nennenswerten Aufschubs mehr
besteht, um vor der Beschaffung die Entscheidung der Krankenkasse abzuwarten
(BSG v. 8. September 2015 â�� B 1 KR 14/14 R â�� juris Rn 15). Der
vorgenommene Eingriff war hier aber nicht so eilbedÃ¼rftig, dass vor seiner
AusfÃ¼hrung keine Entscheidung der Beklagten eingeholt werden konnte. Die
KlÃ¤gerin hat die Operationen nÃ¤mlich erst am 24. Juli, 2. Oktober und 8.
November des Jahres 2012 und damit nach Ergehen der ersten ablehnenden
Entscheidung der Beklagten vom 13. Februar 2012 vornehmen lassen.

Die Beklagte hat die KostenÃ¼bernahme durch den Bescheid vom 13. Februar 2012
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. Oktober 2012 nicht zu Unrecht
abgelehnt. Versicherte haben nach Â§Â§ 12, 27 Abs. 1 SGB V Anspruch auf
Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu
lindern; die Krankenbehandlung umfasst u.a. Ã¤rztliche Behandlung und die
Behandlung in einem Krankenhaus. Dieser Anspruch besteht aber nur auf
Behandlungsleistungen, die den Anforderungen des QualitÃ¤tsgebots nach Â§ 2
Abs. 1 Satz 3 SGB V entsprechen oder wenn die Voraussetzungen einer
grundrechtsrelevanten Leistungsausweitung gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1a SGB V erfÃ¼llt
sind. Letzteres kommt hier deswegen nicht in Betracht, weil das bei der KlÃ¤gerin
vorliegende LipÃ¶dem, das mit der Liposuktion behandelt werden sollte, keine
lebensbedrohliche oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich verlaufende Erkrankung ist oder
einer solchen wenigstens gleichsteht. MaÃ�gebend ist demnach nur das in Â§ 2 Abs.
1 Satz 3 SGB V verankerte QualitÃ¤tsgebot. Die stationÃ¤r durchgefÃ¼hrten
Liposuktionen waren aber keine Behandlungsleistungen, welche den Anforderungen
des QualitÃ¤tsgebots nach Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V entsprachen.

FÃ¼r die Geltung und den Inhalt des QualitÃ¤tsgebotes aus Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB
V kommt es nach der Rechtsprechung des BSG nicht darauf an, ob eine ambulante
oder â�� wie hier â�� eine stationÃ¤re Behandlung im Krankenhaus im Sinne der
Â§Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5; 39 Abs. 1 Satz 1 SGB V vorgenommen worden ist. Nach
der Rechtsprechung des BSG (Urt. v. 24. April 2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris Rn
11, v. 28. Mai 2019 â�� B 1 KR 32/18 R â�� juris Rn 13) gelten die allgemein im SGB
V formulierten Voraussetzungen fÃ¼r die LeistungsansprÃ¼che der Versicherten
auch im stationÃ¤ren Sektor, ohne dass es darauf ankommt, dass Â§ 137c SGB V
Sonderregelungen fÃ¼r die Bewertung von Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden im Krankenhaus enthÃ¤lt (BSG v. 28. Mai 2019 â�� B 1 KR
32/18 R â�� juris Rn 15). Der Anspruch auf Behandlung im Krankenhaus hÃ¤ngt
nach Â§ 39 SGB V von seiner Erforderlichkeit ab. Erforderlich kann eine Behandlung
auch im Krankenhaus nur sein, wenn sie notwendig ist. Die Leistungen mÃ¼ssen
zweckmÃ¤Ã�ig und wirtschaftlich sein, ihre QualitÃ¤t und Wirksamkeit muss dem
allgemein anerkanntem Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechen (BSG v.
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24. April 2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris Rn 15). Andere Leistungen darf ein
Krankenhaus nicht zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung erbringen und
kann ein Versicherter nicht von seiner Krankenkasse verlangen.

Nach den allgemeinen Regeln des SGB V, die â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� nach der
Rechtsprechung des BSG fÃ¼r eine stationÃ¤re Behandlung gleichermaÃ�en
gelten, besteht Anspruch auf eine Behandlungsmethode nur, wenn ihre Erprobung
abgeschlossen ist und Ã¼ber QualitÃ¤t und Wirksamkeit zuverlÃ¤ssige,
wissenschaftlich nachprÃ¼fbare Aussagen gemacht werden kÃ¶nnen. Die
Behandlungsmethode muss in einer ausreichenden Zahl von FÃ¤llen zu einem
Erfolg gefÃ¼hrt haben, was sich aus wissenschaftlich einwandfrei gefÃ¼hrten
Statistiken ablesen lassen muss (BSG v. 24. April 2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris
Rn 19). MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung dieser Frage sind bei einem
auf Â§ 13 Abs. 3 SGB V gestÃ¼tzten Erstattungsanspruch die VerhÃ¤ltnisse zur Zeit
der Ablehnung der Leistung oder zu der der Selbstbeschaffung (BSG v. 24. April
2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris Rn 10). Jedenfalls nach der bis zum 8. November
2012 bestehenden Sach- und Rechtslage war die stationÃ¤r durchzufÃ¼hrende
Liposuktion â�� ebenso wie ein entsprechender ambulanter Eingriff â�� keine
Behandlungsleistung, welche den Anforderungen des QualitÃ¤tsgebots nach Â§ 2
Abs. 1 Satz 3 SGB V entsprach. Die stationÃ¤re Versorgung von LipÃ¶demen durch
Liposuktionen hÃ¤tte zur Zeit der Leistungsablehnung durch die Krankenkasse dann
den Anforderungen des QualitÃ¤tsgebotes entsprochen, wenn diese Methode
bereits damals von der groÃ�en Mehrheit der einschlÃ¤gigen Fachleute
befÃ¼rwortet worden wÃ¤re und von einzelnen, nicht ins Gewicht fallenden
Gegenstimmen abgesehen, Ã¼ber die ZweckmÃ¤Ã�igkeit der Therapie Konsens
bestanden hÃ¤tte (BSG v. 24. April 2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris Rn 26). Einen
solchen allgemeinen Konsens fÃ¼r den Zeitpunkt November 2012 vermag der
Senat aber nicht festzustellen (so auch BSG v. 28. Mai 2019 â�� B 1 KR 32/18 R â��
juris Rn 33). Zu verweisen ist insoweit auf das vom Medizinischen Dienst des
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen herausgegebene Gutachten zur
Liposuktion bei Lip- und LymphÃ¶demen in der aktualisierten Fassung vom 15.
Januar 2015, wo festgestellt wird (S. 42), dass selbst die bis dahin vorhandenen
Erkenntnisgrundlagen nicht den Schluss zulassen wÃ¼rden, dass es sich bei der
Liposuktion um eine etablierte Standardtherapie mit einem patientenrelevanten
Vorteil gegenÃ¼ber einer konventionellen Therapie handele.

Dieses Ergebnis wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass der Gemeinsame
Bundesausschuss durch Beschluss vom 22. Mai 2014 ein Verfahren zur Bewertung
der Liposuktion als Behandlungsmethode eingeleitet hat, danach durch Beschluss
vom 20. Juli 2017 die Bewertung der Methode Liposuktion bei LipÃ¶dem als
Untersuchungs- und Behandlungsmethode im Krankenhaus ausgesetzt und das
Beratungsverfahren in Bezug auf eine Richtlinie zur Erprobung gem. Â§ 137e SGB V
eingeleitet hat. Am 18. Januar 2018 hat der Gemeinsame Bundesausschuss dann
eine Richtlinie zur Erprobung der Liposuktion bei LipÃ¶dem beschlossen, mit
Beschluss vom 19. September 2018 die Liposuktion als Behandlungsmethode bei
LipÃ¶dem im Stadium III anerkannt. Das belegt zwar, dass die KlÃ¤gerin nach dem
heutigen Stand der medizinischen Erkenntnisse Anspruch auf Versorgung mit
Liposuktionsbehandlungen haben kÃ¶nnte. MaÃ�gebend sind aber die

                               7 / 8

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2010/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2010/17%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2010/17%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/2.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2010/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2032/18%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/137e.html


 

VerhÃ¤ltnisse zur Zeit der Ablehnung der Leistung oder zu der ihrer
Selbstbeschaffung (BSG v. 24. April 2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris Rn 10). Da
die KlÃ¤gerin die streitgegenstÃ¤ndlichen Leistungen bereits vor ErÃ¶ffnung des
Bewertungsverfahrens in Anspruch genommen hatte, Ã¤ndert sich ihre
Rechtsstellung durch den Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschuss nicht. Die
DurchfÃ¼hrung des Verfahrens vor dem Gemeinsamen Bundesausschuss belegt
vielmehr, dass erst in seinem Verlauf hinreichende Erkenntnisse fÃ¼r die
Anerkennung der Liposuktion als Behandlungsmethode gesammelt worden sind.
Den tragenden GrÃ¼nden zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses
Ã¼ber eine Richtlinie zur Erprobung der Liposuktion bei LipÃ¶dem ist zu entnehmen
(Seite 3), dass die vorhandenen Studien fÃ¼r einen hinreichenden Beleg des
Nutzens damals noch nicht ausreichten.

Der KlÃ¤gerin hilft auch nicht weiter, dass der Gesetzgeber mit Wirkung ab dem 18.
Dezember 2019 in ausdrÃ¼cklicher Abkehr von der Rechtsprechung des BSG (vgl.
BSG v. 24. April 2018 â�� B 1 KR 10/17 R â�� juris Rn 21, 22, 25) in Â§ 137c Abs. 3
SGB V klargestellt hat, dass bereits die Anerkennung des hinreichenden Potentials
einer Behandlungsmethode durch den Gemeinsamen Bundesausschuss zu
entsprechenden LeistungsansprÃ¼chen der Versicherten im Rahmen einer
Krankenhausbehandlung fÃ¼hrt (BT-Drucks. 19/13589 S. 65). Zurzeit der Vornahme
der streitgegenstÃ¤ndlichen Operationen hatte der Gemeinsame Bundesausschuss
das hinreichende Potential einer Behandlung von LipÃ¶demen durch Liposuktion
noch nicht durch Beschluss anerkannt. Demnach muss es dabei bleiben, dass
jedenfalls nach der am 8. November 2012 maÃ�gebenden Sach- und Rechtslage die
stationÃ¤r durchzufÃ¼hrende Liposuktion â�� ebenso wie ein entsprechender
ambulanter Eingriff -keine Behandlungsleistung war, welche den Anforderungen des
QualitÃ¤tsgebots nach Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V entsprach.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergeht nach Â§ 193 SGG und entspricht dem Ergebnis in
der Sache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG sind nicht
ersichtlich.

Erstellt am: 26.03.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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